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Auf dem „Markt der Möglichkeiten" der Deutschen
Evangelischen Kirchentage war bisher viel pauschale
Kritik an der Wirtschaft zu sehen und zu hören. Doch
nicht nur unbestreitbar vorhandene Auswüchse und
konkrete Fehler werden beklagt, die Kritik ist häufig
umfassend: Das „System" (gemeint ist wohl meist
die marktwirtschaftliche Ordnung schlechthin) wird
als von Grund auf schlecht, ausbeuterisch und un-
christlich dargestellt.

Nur wenigen der meist jungen Kritiker dürfte dabei
bewußt sein, daß dieser so lebensvolle und bunte
„Markt der Möglichkeiten", der ihnen das freiheitliche
Forum für Diskussionen bietet, die für unsere Wirt-
schaftsordnung typische Institution, den Markt, nicht
nur in seinem Namen führt, sondern auch seine Funk-
tionen und Wirkungsweisen übernimmt. Es werden
Ansichten „angeboten" und Gesichtspunkte „nach-
gefragt", obwohl niemand gezwungen wird, etwas
anzubieten oder angebotene Meinungen zu über-
nehmen.

Daß Markt Freiheit bedeutet, könnte man daraus
lernen, aber „man" lernt es offenbar ohne Anleitung
nicht. Hier haben Wissenschaft und Schule in den
letzten 25 Jahren versagt. Ihre Aufgabe wäre es ge-
wesen, die Informationen bereitzustellen und der
Jugend in geeigneter Form anzubieten, die ihr eine
angemessene Bewertung unserer Wirtschaftsordnung
ermöglicht hätten. „Angemessen" wäre in diesem
Falle gewesen, nicht nur die geistesgeschichtlichen
und ethischen Grundlagen offenzulegen, sondern
auch die ökonomischen, ebenso wie die ideellen Er-
gebnisse einer sozialverpflichteten Marktwirtschaft
bekanntzumachen, zu würdigen und im Vergleich mit
anderen ordnungspolitischen Modellen zur Diskus-
sion zu stellen. Diese Aufgabe ist bis heute unerfüllt
geblieben, daher braucht man sich über mangelndes
Verständnis der jungen Generation für marktwirt-
schaftliche Zusammenhänge nicht zu wundern.

An Literatur fehlt es nicht. Nach dem Krieg, als
Zerstörung, Not und Verzweiflung das Bild Deutsch-

lands prägten und die Menschen nur noch im Glau-
ben Kraft und Halt fanden, setzten sich bedeutende
Wissenschaftler mit den christlichen Maßstäben für
die Ordnung der Wirtschaft auseinander. Erinnert sei
an Walter Eucken, Franz Böhm, Alfred Müller-Armack,
Constantin von Dietze u. a. Die Literaturliste zu The-
men wie „Nationalökonomie und Theologie", „Ethik
und Markt", „Christ und Wirtschaft" und ähnlichem
ist lang.

Als dann der Wohlstand Selbstverständlichkeit
wurde, war Glaube immer weniger gefragt. Dies gilt
auch für die Wissenschaft. Mitte der 60er Jahre hörte
die wissenschaftliche Diskussion um christliche
Grundlagen der Wirtschaftsordnung praktisch auf.
Glaube wurde wieder einmal „Privatsache", und
Ethik wurde auf „soziale Gesinnung" verkürzt.

Damit verschwand die Einsicht, daß der Mensch
immer in der jeweiligen Gesamtordnung lebt, daß
alle Umstände einer solchen Ordnung auf sein Leben
einwirken und daß daher auch die Kirche für ihre
Gestaltung Mitverantwortung trägt. Leider hat unsere
Kirche dabei auch übersehen (oder vergessen?), daß
unsere sozialverpflichtete Marktwirtschaft eine auf
christlichen Glaubensgrundlagen gebaute Ordnungs-
idee ist, für die auch die Kirche Verantwortung trägt.
Gerade die evangelische Kirche hätte gute Gründe,
sich zu ihren Ideen zu bekennen und für ihre Ver-
wirklichung einzutreten. Denn sie ist die Frucht evan-
gelischer Ethik. Ihr Konzept entstand in den Wirren
der Nazizeit, als die Vorläufige Leitung der Be-
kennenden Kirche evangelischen Wissenschaftlern
(Dietrich Bonhoeffer führte die einschlägigen Ge-
spräche) den Auftrag gab, eine auf christlichen
Grundsätzen aufbauende Wirtschaftsordnung für die
Zeit nach dem Krieg vorzubereiten. Es ist an der
Zeit, diesen Teil der Entstehungsgeschichte der so-
zialverpflichteten Marktwirtschaft endgültig der Ver-
gessenheit zu entreißen.

Als Geburtsstunde der Sozialen Marktwirtschaft
wird vielfach die Währungsreform angegeben. Diese
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Zeitangabe kann man politisch gelten lassen; denn
in der Tat konnte sich erst nach Wiederherstellung
einer harten Währung, also ab Juni 1948 die ord-
nungspolitische Wirkung der neuen Konzeption poli-
tisch entfalten, die aus der Freiburger Schule hervor-
gegangen ist. Die Geburt der Idee ist dagegen auf
einen früheren Zeitpunkt zu datieren. Freiburg ist
der wissenschaftliche Geburtsort der Sozialen Markt-
wirtschaft, die Ludwig Erhard mit soviel Mut und
Autorität durch manche Krise zum Erfolg führte und
der Prof. Müller-Armack 1947 den weltberühmten
Namen gab.

Wissenschaftler und Praktiker diskutierten seit An-
fang der 30er Jahre in Freiburg über eine jenseits
von Marxismus und naivem Liberalismus Freiheit
und Verantwortung für die Bürger sichernde wirt-
schaftliche Konzeption. Sie bauten auf den Grund-
gedanken der „Freiburger Schule" auf. In zunehmen-
dem innerem Aufstand gegen die insbesondere ab
1938 sichtbar werdenden verbrecherischen Züge des
Nationalsozialismus trafen sich Wissenschaftler im
sogenannten „Diehl-Seminar", später in dem aus die-
sem hervorgegangenen „Freiburger Konzil", einem
Zusammenschluß von christlichen, insbesondere
evangelischen Wissenschaftlern.

Im Spätherbst 1942 trat Dietrich Bonhoeffer im Auf-
trag der Vorläufigen Leitung der Bekennenden Kirche
an einige der in diesem Kreis zusammengeschlosse-
nen Professoren heran und bat sie, eine Denkschrift
vorzubereiten, die auf der von den Bischöfen von
Chichester und Canterbury geplanten Weltkirchen-
konferenz nach dem Krieg vorgelegt werden sollte.
Diese Denkschrift sollte Grundzüge einer politischen
Gemeinschaftsordnung nach christlichem Verständnis
enthalten und sich auf die evangelische Sozialethik
gründen. Die Schrift mit dem Titel „Politische Ge-
meinschaftsordnung. Ein Versuch zur Selbstbesin-
nung des christlichen Gewissens in den politischen
Nöten unserer Zeit" wurde Anfang 1943 fertiggestellt
und 1979 im Originaltext veröffentlicht. („In der
Stunde Null. Die Denkschrift des Freiburger ,Bon-
hoeffer-Kreises'", eingeleitet von Helmut Thielicke
mit einem Nachwort von Philipp von Bismarck, Tübin-
gen 1979.) Den Hauptteil schrieben die National-
ökonomen Constantin von Dietze, Walter Eucken,
Adolf Lampe und der Historiker Gerhard Ritter. Ihm
waren fünf Anhänge beigefügt. Der für den Wieder-
aufbau und die Entstehung der sozialen Marktwirt-
schaft wichtigste Teil ist der Anhang 4 „Wirtschafts-
und Sozialordnung".

Die Denkschrift diente einem ab 1943 in Freiburg
tagenden Kreis von antinationalsozialistischen Natio-
nalökonomen, der „Arbeitsgemeinschaft Erwin von
Beckerath", als ethische Grundlage für Gutachten,
die für eine Regierung unter Carl Goerdeler gedacht
waren. Es entstanden über 30 Ausarbeitungen. (Sie
sind auch heute noch von erstaunlicher Aktualität,
und ihre Veröffentlichung wird im Archiv für christ-
lich-demokratische Politik der Konrad-Adenauer-
Stiftung vorbereitet.) Das Abschlußgutachten sollte
im September 1945 formuliert werden. Da von Dietze
und Lampe, später auch Ritter, wegen ihrer für die
Vorläufige Leitung der Bekennenden Kirche verfaßte
Denkschrift im September 1944 verhaftet worden

waren, blieb das Vorhaben der Arbeitsgemeinschaft
unvollendet.

Die meisten Teilnehmer dieser Arbeitsgemein-
schaft wurden nach Übernahme der wirtschaftlichen
Verantwortung in der Bundesrepublik durch Prof.
Ludwig Erhard in den Wissenschaftlichen Beirat beim
Bundesminister für Wirtschaft berufen. Ihre Gut-
achten aus dem Untergrund des Dritten Reiches
kamen dort noch zur Wirkung. Sie dienten vielen als
Grundlage für ihre Beratertätigkeit.

Den Inhalt der Denkschrift und ihre Forderungen
für eine auf christlichen Grundlagen aufbauende
Wirtschaftsordnung wiederzugeben, ist hier nicht
möglich. Der folgende Auszug aus der Denkschrift
möge für sich selbst sprechen:

V. Wirtschaftspolitik.

Die Menschen sind nicht um der Wirtschaft und
auch nicht um der staatlichen Wirtschaftsmacht willen
da, sondern die Wirtschaft ist um des Menschen
willen da. Denn was hülfe es dem Menschen, so er
die ganze Welt gewönne und nähme doch Schaden
an seiner Seele? (Mark. 8)

Die sittliche Gefahr alles Wirtschaftens ist der
Dämon der Habgier, der die sittlichen Beziehungen
unter den Menschen verdirbt. Nicht das Reichwerden-
wollen als solches ist zu verwerfen, aber die Opfe-
rung höherer sittlicher Werte um des Reichwerdens
willen, das Aufgezehrtwerden der Seele von mate-
riellen Interessen; nicht der Genuß irdischer Güter
als solcher, aber die Genußsucht, der Egoismus des
Genusses - mit einem Wort: die materialistische
Gesinnung.

Aufgabe einer gesunden, auf Grundsätzen christ-
licher Ethik ruhenden Wirtschaftsordnung muß es
also sein, die Wirtschaft so zu organisieren, daß

1.) die Versuchung zum Mißbrauch wirtschaftlicher
Macht, zur egoistischen Ausbeutung des Nächsten,
zum Arbeitseinsatz des Menschen als seelenloser
Maschinenteil, zu rücksichtlosem Niederkämpfen des
Konkurrenten mit unlauteren Mitteln, zu trägem Ge-
nuß von Reichtümern möglichst vermindert wird und
statt dessen

2.) die Arbeit als Segen statt als Fluch empfunden
wird, indem sie die sittlichen und intellektuellen
Kräfte des Wirtschaftenden anfeuert, statt sie zu lah-
men und niederzudrücken; daß möglichst viele ihr
Werk mit Freuden tun, weil der Tüchtige hoffen darf,
ein Stück voranzukommen im wirtschaftlichen Le-
benskampf, jeder aber auf zuverlässigen Schutz in
wohlerworbenen Rechten und auf gerechte Entloh-
nung seiner Arbeit rechnen kann und nicht allzu
große Sorge zu haben braucht, jede Arbeitsmöglich-
keit zu verlieren.

Solche Ziele können niemals durch zusammen-
hanglose wirtschaftspolitische Einzelmaßnahmen er-
reicht werden, die bald an diesem, bald an jenem
gerade hervortretenden Schaden herumbessern, son-
dern nur durch eine planmäßige, durchdachte, staat-
liche Wirtschaftsordnung....

Diese Ordnungsaufgaben betreffen nicht nur die
Beziehungen zwischen Unternehmer oder sonstigen
Betriebsleitern, sondern auch die Verfassung inner-
halb der Betriebe, also namentlich die Stellung der
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„Arbeiter", ja die Bildung aller sozialen Gruppen,
ihre Beziehungen zueinander und zur Gesamtheit.
Die Societas kann nicht lediglich nach wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten geregelt werden. Es war ein
im 19. Jahrhundert weit verbreiteter Irrtum zu mei-
nen, daß eine zweckmäßige wirtschaftliche Regelung
von selbst eine sinnvolle soziale Ordnung schaffe.
Zu einer Gesamtwirtschaftsordnung gehört vielmehr
eine Sozialordnung. Wirtschaftsordnungspolitik ist
nur ein — allerdings höchst wichtiger, ja unentbehr-
licher — Teil der Sozialpolitik, wobei dieser Ausdruck
seinem Wortsinn entsprechend viel weiter verstanden
wird als ein Sammelname für die seit 1881 ergriffe-
nen Maßnahmen zur Förderung von Lohnarbeitern,
Handwerkern oder Bauern. Sozialpolitik darf, um
ihren Namen zu rechtfertigen, sich nicht auf zusam-
menhanglose Fürsorgemaßnahmen beschränken; sie
muß die gesamte Societas festigen und ständig im
Einklänge mit den Grundsätzen der Gesamtwirt-
schaftsordnung stehen.

Die Forderungen der evangelischen Christen von
damals können uns heute noch in Politik und Wirt-
schaft Richtschnur sein. Wer sich mit „Marktwirt-
schaft" als ordnungspolitischem Modell mit dem
Maß christlicher Grundwerte auseinandersetzen
möchte, dem sei im übrigen die Lektüre von Martin
Luther empfohlen. In seiner 1524 erschienenen
Schrift „Von Kaufhandlung und Wucher" äußert er
sich zum Markt und seinem Funktionieren:

„Das wäre die beste und sicherste Weise, daß welt-
liche Obrigkeit hier vernünftige, redliche Leute setzte
und verordnete, die allerlei Ware überschlägig mit
ihren Kosten ansähen, und setzten danach das Maß
und Ziel, was sie gelten sollte, was dem Kaufmann
zukommt, damit er seine geziemende Nahrung da-
von habe, wie man an etlichen Orten Wein, Fisch,
Brot und desgleichen festsetzt."

„Aber wir Deutschen haben mehr zu tun, zu wirken
und zu tanzen, als daß wir auf solches Regiment und
Ordnung könnten warten. Weil dann diese Ordnung
(die gerechte Preisfestsetzung durch den Staat) nicht

zu hoffen ist, ist das der nächste und beste Rat: Daß
man die Ware lasse gelten, wie sie der gemeine
Markt gibt und nimmt oder wie des Landes Gewohn-
heit ist zu geben und zu nehmen."

Luther hatte erkannt, wovon die Väter der Sozialen
Marktwirtschaft überzeugt waren: Auch Marktwirt-
schaft ist keine ideale Ordnung, aber die bestmög-
liche. Sie nimmt den Menschen, wie er ist, erkennt
seine Schwächen und macht sie für die Allgemeinheit
nutzbar. Der Sozialen Marktwirtschaft gelingt die
List, durch Wettbewerb aus Eigennutz Gemeinnutz
werden zu lassen. Die Interessen der einzelnen för-
dern und begrenzen sich in Freiheit und Eigenver-
antwortung auf einem funktionierenden Markt ge-
genseitig. Damit wird zwar keineswegs der Egoismus
gerechtfertigt, aber er wird in erheblichem Umfang
in den Dienst sozialer Ziele gezwungen.

So wie es den Menschen gelang, das freigelassen,
verheerende Feuer in seinen Dienst zu stellen, so
wandelt Wettbewerb auf dem Markt den menschen-
feindlichen Eigennutz in menschenfreundliche Lei-
stung.

In seiner Schrift verurteilt Martin Luther folge-
richtig — gewissermaßen die Soziale Marktwirtschaft
vorwegnehmend — den Mißbrauch der Marktmacht,
aber nicht den Markt an sich. Zugleich nimmt Martin
Luther die Erfahrung sozialistischer Länder vorweg,
daß man auf ein gerechtes „Regiment und Ordnung"
durch den Staat noch lange wird vergeblich warten
müssen.

Wer als Christ über die Frage nachdenkt, welche
Ordnung im sozialen und wirtschaftspolitischen Be-
reich der Bestimmung der Menschen am meisten
entspricht, sollte sich, ehe er endgültig urteilt, Ge-
schichte, Sinn und Wirkungsweise des Modells einer
sozialverpflichteten Marktwirtschaft gründlich an-
sehen und sich dabei mit den Gedanken und Er-
wägungen der Freiburger Denkschrift auseinander-
setzen. Er wird dabei vielfältig auf Martin Luthers
Einsichten und Glaubensüberzeugungen hingewie-
sen werden.

Kurz kommentiert
Wir tragen Mitverantwortung

Am Heiligen Abend erschoß der
23 Jahre alte mutmaßliche Rechts-
extremist Frank Schubert an der
deutsch-schweizerischen Grenze
einen Schweizer Zollbeamten und
einen Polizisten, verletzte einen
weiteren, bevor er sich selbst
tötete. Wie kurz darauf bekannt
wurde, ist Schubert erst 1977 aus
der DDR in die Bundesrepublik
Deutschland gekommen.

Dieses schreckliche Ereignis er-
innert daran, daß Franz Josef
Strauß nach dem entsetzlichen
Bombenattenat vom Münchener

Oktoberfest geäußert hatte, er be-
sitze Informationen, nach denen
sich unter den Rechtsextremisten
in der Bundesrepublik ehemalige
DDR-Bürger befinden. Diese Be-
merkung löste öffentliche Empö-
rung aus, weil man darin die Gefahr
einer Diskriminierung ehemaliger
DDR-Bürger in der Bundesrepublik
Deutschland sah — oder weil man
dies im Wahlkampf so sehen wollte.
Die aufgeheizte Wahlkampfatmo-
sphäre verhinderte ein Nachdenken
über den Kern dieser Aussage. Mir
scheint es aber jetzt an der Zeit,
sich darüber Gedanken zu machen,
was eigentlich mit jenen früheren
DDR-Bürgern geschieht, die in den
letzten Jahren in den Westen ge-
flohen sind, aus Haftanstalten der

DDR freigekauft wurden oder mit
Erlaubnis der DDR in die Bundes-
republik Deutschland übergesiedelt
sind.

Anders z. B. als bei Gastarbeitern
oder Asylanten scheint ihre Einglie-
derung in unsere Gesellschaft pro-
blemlos zu funktionieren. Daran ist
sicherlich richtig, daß die Tatsache,
daß sie als Deutsche dieselbe Spra-
che sprechen, daß sie eine unserer
Ausbildung gleichwertige Erziehung
haben, daß sie sich äußerlich in
nichts von uns unterscheiden, daß
sie arbeitsam und fleißig sind, ihre
Integration relativ leicht macht.
Nach einer kurzfristigen Beachtung
durch die Öffentlichkeit, nach einer
materiellen Starthilfe, verschwindet
ihr weiterer Lebensweg in der Ano-
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nymität unserer Massengesell-
schaft. Wie aber steht es tatsäch-
lich mit ihrer Integration, ihrer kul-
turellen, psychischen und staats-
bürgerlichen Eingliederung?

Wir machen uns viel zu wenig be-
wußt, daß die Menschen in der DDR
eine demokratische Staatsform seit
50 Jahren nicht mehr erlebt haben,
daß insbesondere die nach dem
Krieg geborenen DDR-Bürger die
Lebenswirklichkeit einer pluralisti-
schen Gesellschaft nie kennenge-
lernt haben! Daß sie in einem marxi-
stisch-leninistisch-atheistischen Er-
ziehungssystem erzogen und in
einer autoritär strukturierten Ge-
sellschaft aufgewachsen sind, daß
sie eine andersartige kulturelle Prä-
gung erhalten haben. Informatio-
nen aus dem Westfernsehen, ge-
legentliche Verwandtenbesuche
konnten ihnen bestenfalls vage Bil-
der westlichen Freiheitsverständ-
nisses vermitteln, dagegen bleibt
es den jüngeren Bürgern der DDR,
im Gegensatz etwa zu den Polen,
verwehrt, ins westliche Ausland zu
reisen und so auch eigene Erfah-
rungen und Eindrücke über das
Leben in einem freien Land zu
sammeln.

Wir erleben gegenwärtig mit gro-
ßer Sorge eine Sinn- und Orientie-
rungskrise in unserer Jugend, daß
sie verunsichert ist durch Materia-
lismus, Leistungsdruck und Anony-
mität. Und diese Jugendlichen sind
doch in diesem System aufgewach-
sen, sind vertraut mit einer tech-
nisch-industriellen Umwelt, mit Wer-
bung, Konsumangebot, mit Mei-
nungsvielfalt usw. Sie kennen die
„Überlebenstechniken" unseres
komplexen gesellschaftlichen Sy-
stems. An unserer eigenen Jugend
fällt uns auf, wie wenig selbstver-

ständlich die Eingliederung in un-
sere staatliche und gesellschaft-
liche Realität, wie schwierig der
Umgang mit Freiheit ist. Wir erken-
nen etwas ratlos, daß Familie,
Schule, gesellschaftliche Gruppen
— auch die Kirchen — nicht ge-
nügend getan haben, um unsere
Jugendlichen für die Herausforde-
rungen des Lebens in unserem
Land innerlich stabil zu machen.
Wir machen uns zu wenig klar, wie
schwierig, fremdartig, undurch-
schaubar, verwirrend, ja bedroh-
lich dies erst für Menschen sein
muß, die aus der DDR zu uns kom-
men.

Menschen, die so verunsichert
sind, wird unser politisches System
fremd bleiben, so daß sie sich dem
politischen Leben entziehen, oder
aber sie können der Gefahr extre-
mistischer Parolen gegen diesen
Staat erliegen. Aus ihren Erfahrun-
gen mit dem real existierenden So-
zialismus sind ehemalige DDR-Bür-
ger sicher immun gegen linke Ideo-
logien, wohl aber kann die Ver-
suchung von „law and order"!
Parolen bestehen, die sie, gepaart
mit aggressivem Antikommunismus,
in rechtsradikalen Zirkeln finden
können. Autoritäre Persönlichkeits-
strukturen, wie sie ihnen vielleicht
im autoritären, sozialistischen Er-
ziehungssystem, im Wehrkunde-
unterricht, in paramilitärischen kom-
munistischen Jugendgruppen ver-
mittelt wurden, finden ihre Entspre-
chung in den militaristischen Orga-
nisationsformen neofaschistischer,
rechtsextremistischer Gruppen.
Hannah Arendt hatte bereits die
Gleichartigkeit des linken und rech-
ten Totalitarismus erkannt. Wir
wären heute vielleicht weniger er-
staunt über diese Erscheinung,

wenn uns nicht eine „kritische"
Politikwissenschaft glauben ge-
macht hätte, es handle sich bei den
sozialistischen Parteidiktaturen
nicht um totalitäre Systeme. Wer
Freiheit als Wert nie erfahren
konnte, wer Offenheit, Pluralität,
Toleranz und Kompromißbereit-
schaft als Grundlagen demokrati-
schen Zusammenlebens nie ein-
üben konnte, wer Personalität nicht
schätzen kann, weil er immer ge-
hört hat, das Kollektiv sei der
oberste Wert, wer zur Selbstbe-
stimmung nie befähigt wurde, weil
ihm die Partei immer die Richtung
wies, der kann diese Eigenschaften
und Haltungen nicht als Wert er-
kennen, sondern vermutet in ihnen
Chaos, Dekadenz und Gesinnungs-
losigkeit. Er wird dann besonders
anfällig für Thesen zur Abschaffung
dieser Werte. Wer zum Klassenhaß
und mit Feindbildern erzogen wur- '
de, vollzieht leicht den Schritt zu
radikalen Lösungsmodellen. Dies
gilt umsomehr, als unser Gesell-
schaftssystem, selbst bei denen,
die es im Prinzip bejahen, mehr
Kritiker als engagierte Verteidiger
findet.

Die Tatsache, daß nur in extre-
men Einzelfällen ehemalige DDR-
Bürger bei uns straffällig werden,
„aussteigen" oder in politischen
Extremismus abgleiten, darf uns
nicht darüber hinwegtäuschen, daß
wir alle allzuviel versäumen, um
diesen Menschen bei der Eingliede-
rung in den politischen, gesell-
schaftlichen und sozialen Organis-
mus unseres Landes zu helfen. Sie
darf uns insbesondere nicht dar-
über hinwegtäuschen, daß wir auch
an Frank Schubert schuldig gewor-
den sind.

W. S.

Die Union und die evangelischen Wähler
Dieter Oberndörfer

Das Ergebnis der Bundestagswahl
1980 zwingt dazu, Überlegungen anzu-
stellen, wie die CDU und der EAK wei-
terarbeiten müssen. Auf der Grundlage
seiner Wahlanalyse weist Prof. Dr. Die-
ter Oberndörfer, Vorsitzender des EAK
Freiburg und Leiter des Bergstraesser-
Instltuts, Wege für eine Neuorientierung.

Mit einem Stimmenanteil von
44,5 % sackte die Union bei der
Bundestagswahl 1980 noch um
0,8 % unter ihr bislang zweit-
schlechteste Ergebnis von 1953 ab,
also jener Bundestagswahl, bei der
ihr der Sprung zur Volkspartei ge-
lungen war (1949 = 30,0%). Spe-
ziell für die CDU fällt der Vergleich

mit 1953 noch schlechter aus, da
sich in der Gesamtbilanz der Union
von 1980 das relativ gute Abschnei-
den der CSU in Bayern nieder-
schlägt (CSU 1953 = 47,8%; 1980
= 57,6 %).

Daß die Wahlniederlage der CDU
1980 erdrutschartige Formen an-
nahm, wurde in ganz entscheiden-
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der Weise durch die politische Ent-
wicklung im evangelischen Bevöl-
kerungsteil, und hier vor allem
durch die Protestanten Nord-
deutschlands, bewirkt.

Wie schon 1972 blieben die katho-
lischen Wähler der CDU sehr viel
stabiler als ihre evangelischen
Wähler. Während die Union in den
60 Wahlkreisen mit dem höchsten
Katholikenanteil im Vergleich zu
1976 unterdurchschnittlich verlor
(— 3,7 %), waren ihre Defizite in
den 60 Wahlkreisen mit dem höch-
sten Protestantenanteil stark über-
durchschnittlich (- 5,1 %). Damit
ging der Anteil der Protestanten an
der Unionswählerschaft von etwa
40% auf ca. 33% zurück, d. h.
das traditionelle Obergewicht der
Katholiken unter den Wählern der
Union erreichte wieder etwa das
Niveau der Bundestagswahlen von
1961 und 1972.

Aus dem Vergleich der Ergeb-
nisse von 1980 mit denen des
„Tiefs" von 1972 ergibt sich deut-
lich, daß die CDU ferner ihre stärk-
sten Verluste vor allem unter den
evangelischen Wählern Nord-
deutschlands hinnehmen mußte.
Während die CDU in Schleswig-
Holstein (- 3,1 %), Hamburg
(— 2,1 %) und Niedersachsen
(— 2,9 %) am stärksten gegenüber
1972 zurückging, hielten sich ihre
Verluste in Nordrhein-Westfalen
(- 0,4%), der Saar (- 1,1%), in
Hessen (- 0,5%), Rheinland-Pfalz
(- 0,3%) und Baden-Württemberg
(— 0,8 %) in vergleichsweise engen
Margen. Das trendwidrige gute Ab-
schneiden der CSU in Bayern
(+ 0,3%) geht wohl auf das Konto
der Entwicklung der CSU zu einer
bayerischen Heimat- und Staats-
partei.

In diesem Zusammenhang ge-
winnt ferner die Tatsache hohe po-
litische Bedeutung, daß die sozial-
strukturelle Zusammensetzung der
evangelischen CDU-Wähler 1980
extrem „konservativ" kopflastig
wurde. Von der evangelischen Ar-
beiterschaft haben seit 1952 stets
etwa zwei Drittel und mehr für die
SPD votiert. Sozialstrukturell ge-
hörten die CDU-Wähler immer weit
überwiegend dem selbständigen
und dem nichtselbständigen Mittel-
stand an. Während jedoch bis 1965
ein erheblicher Teil des alten selb-
ständigen Mittelstandes (einschließ-
lich Landwirte) durch die F.D.P. und
andere Parteien (z. B. DP) gebun-

den wurde, konnte die CDU ihre
Position in dieser Gruppe seit der
Bildung der sozialliberalen Koali-
tion zu einer soliden Zweidrittel-
mehrheit ausbauen - eine Posi-
tion, die von ihr auch 1980 trotz
leichter Verluste im wesentlichen
gehalten werden konnte. Im Unter-
schied hierzu erlitt die CDU eher
im nichtselbständigen neuen Mittel-
stand der Angestellten und Beam-
ten 1980 extrem hohe Verluste. In
den 60 Wahlkreisen mit dem höch-
sten Anteil dieser sozialen Gruppe
ging ihr Stimmenanteil stark über-
durchschnittlich um 5,6% zurück.
Damit verlor die CDU die Wahl vor
allem in jener sozialen Gruppe, in
der sie 1976 überdurchschnittliche
Gewinne von 4,2 % erzielt hatte.
Die Verluste im nichtselbständigen
neuen Mittelstand wogen umso
schwerer, da er mit einem Anteil
von 48% an der erwerbstätigen
Bevölkerung (1953 = 24%) die bei
weitem größte und auch in Zukunft
wohl noch weiter expandierende
Wählergruppe bildet.

Während die Sozialliberale Koali-
tion ihren Wahlsieg von 1972 neben
starken Gewinnen der SPD unter
katholischen Arbeitern vor allem
Einbrüchen im neuen evangelischen
Mittelstand verdankte, ergibt sich
für 1980 ein abweichendes Bild. Die
SPD verdankte 1980 ihren leichten
Zuwachs von 0,3 % gegenüber 1976
vor allem katholischen Wählern.
Dementsprechend erzielte sie in
den Wahlkreisen mit dem höchsten
Katholikenanteil stark überdurch-
schnittliche Gewinne (+ 1,3%),
während sie in den Wahlkreisen
mit den höchsten Anteilen evange-
lischer Wähler und Angehöriger des
neuen Mittelstandes im großen und
ganzen stagnierte und weit unter
ihren Ergebnissen von 1972 blieb.
Die F.D.P. hingegen erzielte ihre
schlechtesten Ergebnisse durchweg
in katholischen Hochburgen, wäh-
rend sie in den Hochburgen evan-
gelischer Wähler und des nichtselb-
ständigen Mittelstandes extrem
überdurchschnittlich gute Ergeb-
nisse erreichen konnte. In der Ge-
samtbilanz kamen also die Verluste
der CDU unter evangelischen Wäh-
lern und im neuen Mittelstand fast
ausschließlich der F.D.P. zugute.
Diese These wird vor allem auch
durch das überraschend gute Ab-
schneiden der F.D.P. in den evange-
lischen Nordländern Schleswig-Hol-
stein (10,7%), Hamburg (14,1%),
Niedersachsen (11,3%) und durch

die Analyse ihres Ergebnisses in
Nordrhein-Westfalen (10,9%) unter-
mauert - Bundesländern, in denen
die F.D.P. in den vorhergehenden
Landtagswahlen an der 5%-Klausel
gescheitert war oder aber (wie in
Schleswig-Holstein) nur knapp den
Sprung über diese Hürde geschafft
hatte.

Die Gründe für das extrem
schlechte Abschneiden der CDU im
evangelischen neuen Mittelstand
sind deutlich erkennbar: Ein von
den Wählern als extrem konserva-
tiv wahrgenommener und vor allem
im Norden Deutschlands überaus
unpopulärer Kanzlerkandidat führte
zur massenhaften Abwanderung
tendenziell eher liberal eingestell-
ter evangelischer Wähler. Durch die
einseitige Polarisierung des Wahl-
kampfes auf einen Zweikampf zwi-
schen dem evangelischen Bundes-
kanzler Helmut Schmidt und dem
katholischen Ministerpräsidenten
des Landes Bayern Franz Josef
Strauß wurde das Gesamtimage
der CDU trotz des engagierten Ein-
satzes vieler ihrer evangelischen
Spitzenpolitiker wie Gerhard Stol-
tenberg und Leisler Kiep katholisch-
bayerisch kopflastig. Da aus Um-
fragen bekannt ist, daß traditionelle
konfessionelle Vorurteile und Res-
sentiments unter säkularisierten
evangelischen Wählern sehr viel
kräftiger als unter Katholiken wei-
terleben, — d. h. daß Katholiken
Protestanten gegenüber sehr viel
toleranter sind als umgekehrt Pro-
testanten gegenüber Katholiken —
ist zu vermuten, daß sich damit ge-
rade auch der Hirtenbrief der katho-
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l/sehen Bischöfe unter evangeli-
schen Wählern negativ ausgewirkt
hat.

Im Unterschied zur klassischen
Arbeiterschaft und zum alten selb-
ständigen Mittelstand, deren politi-
sche Kultur und Einstellungen sich
in einem langen historischen Pro-
zeß seit der Mitte des 19. Jahrhun-
derts herausgebildet haben, handelt
es sich bei dem nichtselbständigen
neuen Mittelstand um eine sozial-
strukturell ungleich weniger homo-
gene, politisch labile und gespal-
tene Wählergruppe. Während in
homogenen, politisch schon festge-
legten Wählerkollektiven ein polari-
sierender Wahlkampf ankommt,
wirkt er auf politisch labile Wähler-
gruppen mit gespaltenen politi-
schen Loyalitäten und einem hohen
Anteil von Wechselwählern stark
negativ. Wechselwähler oder Wäh-
ler eines politisch inhomogenen
Milieus können nur durch die aus-
gestreckte Hand, aber nicht durch
frontalen Angriff gewonnen werden.
Durch letzteren wird ihnen lediglich
bescheinigt, daß die bei ihnen
selbst oder in ihrem engeren so-
zialen Milieu vorhandenen Sympa-
thiepotentiale für den attackierten
politischen Gegner Ausdruck man-
gelnder politischer Intelligenz und
Moral seien.

In diesem Sinne reagierte wie
schon zuvor 1972 gerade der evan-
gelische neue Mittelstand — eine
politisch besonders labile und eher
zur SPD und F.D.P. tendierende
Gruppe — überaus negativ auf die
totale Konfrontationsstrategie der
Union gegenüber der soziallibera-
len Regierung. Vor allem die Ost-
politik der Union, die aus weltpoli-
tischen Gründen auch eine lang-
fristige Verschlechterung der
menschlichen Kontakte zum „an-

deren", evangelischen Deutschland
in Kauf zu nehmen bereit war,
mußte wie schon 1972 unter evan-
gelischen Wählern eine negative
Resonanz provozieren. Dies umso
mehr, da der demagogische Ver-
such der SPD, im Wahlkampf die
Union als Kriegspartei abzuqualifi-
zieren und sich selbst zur Friedens-
partei hochzustilisieren, sicher nicht
ohne Resonanz blieb.

Die Rückgewinnung der 1980 von
der CDU verlorenen evangelischen
Wähler oder gar erst ein Ausbau
ihrer Position im evangelischen Be-
reich über den 1976 unter der
Führung Helmut Kohls erreichten
Höchststand, wird nur möglich sein,
wenn in der Zukunft im Gesamt-
image der Union das in ihr durch-
aus vorhandene Potential liberaler
evangelischer Spitzenpolitiker und
Kandidaten stärker als bisher der
Öffentlichkeit bewußt gemacht wird.
Diese Forderung sollte allerdings
keineswegs mit einem fatalen kon-
fessionelle Gegensätze schaffenden
Proporzdenken gleichgesetzt wer-
den. Es bedeutet ferner keine Vor-
entscheidung für die Konfessions-
zugehörigkeit des nächsten Kanz-
lerkandidaten der Union. Es ist
zwar richtig, daß die CDU ihre be-
sten Ergebnisse in Norddeutsch-
land nicht bei der Adenauer-Wahl
von 1957, sondern bei der Bundes-
tagswahl 1965 unter der Führung
des liberalen Protestanten Ludwig
Erhard erzielte. Für die Zukunft der
CDU und den Erfolg ihrer Politik
ist jedoch die Gesamtbilanz ent-
scheidend. Bezogen auf die Ge-
samtbilanz steht fest, daß die Union
ihr bestes Ergebnis unter dem
Katholiken Adenauer und ihr zweit-
bestes Ergebnis unter der Führung
des Katholiken Helmut Kohl erzie-
len konnte, d. h. es kommt weniger

auf die Konfession als auf die Per-
sönlichkeit des Kanzlerkandidaten
an. Im übrigen muß die Union dar-
auf bedacht sein, auch ihr Katho-
likenpotential optimal auszuschöp-
fen. Bei der Erhard-Wahl von 1965
verlor die CDU trendwidrig stark
unter den katholischen Arbeitern
Nordrhein-Westfalens und der Saar.

Aus den oben angedeuteten
Gründen kann die CDU ferner im
wahlentscheidenden evangelischen
„labilen" und inhomogenen neuen
Mittelstand ihre Position nur dann
wieder ausbauen, wenn es ihr ge-
lingt, eine Politik der partiellen
Kooperation mit der Regierung
langfristig durchzuhalten, d. h. eine
Politik, in der sachlich richtige Ent-
scheidungen der Regierung auch
von der Opposition offen und ohne
wenn und aber mitgetragen wer-
den.

Ebenso wichtig wird trotz aller
Säkularisierung auch die Entwick-
lung der Großwetterlage im Ver-
hältnis der Konfessionen zueinan-
der von Bedeutung sein. Für die
Union, die als Bündnis katholischer
und evangelischer Christen gegrün-
det wurde und die nur auf dieser
ökumenischen Grundlage mehr-
heitsfähig werden kann, ergibt sich
hierbei aufgrund neuerer Entwick-
lungen innerhalb der katholischen
Kirche Anlaß zur Besorgnis.

Gerade in diesem letzten Zusam-
menhang erwächst dem Evange-
lischen Arbeitskreis, der trotz eini-
ger in der jüngsten Zeit erzielten
Erfolge im Vergleich zu den Fünf-
ziger- und zur ersten Hälfte der
Sechzigerjahre immer noch ein
Schattendasein führt, eine beson-
dere Aufgabe. Der EAK muß be-
müht sein, gerade im kirchlichen
Bereich als Mittler ökumenischen
Denkens zu wirken.

Ein Christ in der Politik Gedanken zum 90. Geburtstag von Hellmut Lauffs

Wilhelm Staudacher

Am 25. Dezember 1980 beging
Hellmut Lauffs, Ltd. Regierungs-
direktor a. D., einer der Mitbegrün-
der des EAK und langjähriger Lan-
desvorsitzender des EAK Rhein-
land, in Hilden seinen 90. Geburts-
tag. Dies ist ein denkwürdiges Jubi-
läum, berechtigter Anlaß für Gratu-

lationen, Ehrungen und Würdigun-
gen, denn 90 Lebensjahre sind ein
gesegnetes Alter. Und doch könn-
ten die Würdigungen einem respek-
tablen politischen Lebenswerk gel-
ten, dessen Wert in seiner histo-
rischen Bedeutung liegt, aber ohne
Wirkung und Verbindlichkeit für die

modernen Lebenszusammenhänge
bleibt.

In Hellmut Lauffs jedoch ehren
wir einen Menschen, dessen Le-
ben für uns von vorbildlicher Aktua-
lität ist, well die Motive, die Hal-
tung, die innere Einstellung, weil
die Substanz seines Handelns ge-



rade in unserer Zeit wieder so
brennend aktuell geworden st.

Nach dieser Bundestagswahl be-
ginnt insbesondere in der CDU die
Diskussion und das Fragen nach
einer Umorientierung, nach Um-
kehr, nach Neubeginn. Die Einsicht
setzt sich durch, daß die CDU in
den letzten Jahren versäumt hat,
deutlich zu machen, ja sich dessen
teilweise wohl selbst nicht bewußt
war, daß ihre politischen Positionen
sich auf ethische Grundlagen zu-
rückführen lassen und daß enger
werdende materielle Möglichkeiten,
unüberschaubar werdende Zusam-
menhänge es nötig machen, Orien-
tierung und Halt zu geben, daß
Wohlstandsüberdruß die Frage auf-
wirft, was eigentlich wichtig ist in
unserem Leben und welches die
Quellen sind, aus denen wir Mut
für unser Handeln und Hoffnung
für die Zukunft schöpfen können.
Für Hellmut Lauffs und seine Zeit-
genossen, die sich nach 1945 spon-
tan in den Dienst an unserem Ge-
meinwesen stellten, war diese
Quelle der Kraft und Zuversicht, der
Antrieb ihres Handelns, der christ-
liche Glaube. Die Erfahrung der
materialistischen, totalitären, natio-
nalsozialistischen Unrechtsherr-
schaft hatte ihre Einsicht vertieft,
daß unser Gemeinwesen ohne sitt-
liche Bindung an die christlichen
Werte, Haltungen und Tugenden
nicht fruchtbar gedeihen kann. Für
sie war der Einsatz für unseren
Staat und unsere Gesellschaft ein
Akt politischer Diakonie, Ausfluß
ihrer christlichen Verantwortung für
den Mitmenschen. Dieses gemein-
same Denken führte Hellmut Lauffs,
Hermann Ehlers, Robert Tillmanns,
Edo Osterloh u. a. zusammen in der
Gründung der CDU, ihr gemein-
samer evangelischer Glaube steht
hinter der Gründung des Evange-
lischen Arbeitskreises. Was Robert
Tillmanns über das Handeln des
christlichen Politikers schrieb, be-
schreibt auch das politische Han-
deln von Hellmut Lauffs: „Wir kön-
nen das Wirken des christlichen
Politikers nicht besser umschrei-
ben, als wenn wir es mit dem Wir-
ken des Arztes vergleichen. Der
Arzt weiß, daß er die Krankheit
nicht aus der Welt schaffen kann,
daß sie nun einmal immanent mit
unserem Leben verbunden ist.
Trotzdem geht er jeden Tag und
jede Nacht hin und versucht, Kranke
gesund zu machen. Nicht anders
scheint mir die Haltung des christ-

lichen Politikers zu sein. Auch wir
sollten wissen, daß wir die politi-
sche und soziale Ordnung auf die-
ser Erde nicht zur Vollkommenheit
entwickeln können, aber trotzdem
sind wir, weil wir einen Auftrag ha-
ben, gehalten, jeden Tag aufs neue
unser möglichstes zu tun, um die
Nöte zu heilen und eine gesunde
Ordnung herbeizuführen."

Im Zusammenhang mit dem
Papstbesuch hat es Kritik am Stand
der ökumenischen Bemühungen
gegeben, brachen längst überwun-
den geglaubte konfessionelle Vor-
urteile aus. Diese Kritik beschreibt
weniger den tatsächlichen Stand
des ökumenischen Dialogs, als viel-
mehr die Tatsache, wie selbstver-
ständlich uns das Miteinander
heute schon geworden ist. Dabei
liegen doch die Anfänge der Öku-
mene erst 35 Jahre zurück. Ver-
gessen wird heute vielfach auch,
daß die CDU einen wesentlichen
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Beitrag zur Überwindung der kon-
fessionellen Spaltung geleistet hat.
Man kann sich heute kaum mehr
vorstellen, was der Versuch, bewußt
evangelische und katholische Chri-
sten in einer Partei zusammenzu-
fassen, bedeutete. Damals wie
heute sind Aussagen von Hellmut
Lauffs wegweisend: „Ober die
Schwierigkeiten der Zusammen-
arbeit bewußter Christen beider
Konfessionen kann sich nur wun-
dern, wer sich ein konfessionsloses
Christentum erträumt. Mit einem
saft- und kraftlosen Minimalchri-
stentum ist niemandem gedient —
und der eigenen Kirche am wenig-
sten, wenn sich die andere Seite
aus der Öffentlichkeit in den Kir-
chenraum zurückzieht und dort
leisetritt. Der Friede wird am besten
von denen gewahrt, die einander
ernstnehmen, und die - trotz tiefer
Trauer darum, daß es im Ringen
um die e i n e Wahrheit nicht zu
einer einhelligen Bezeugung dieser

Wahrheit kommt — den anderen
zutrauen, daß diese die Wahrheit
ebenso redlich suchen, wie sie
selbst sie zu besitzen im Glauben
gewiß sind. Aus solcher Anfechtung
kann als schöne Frucht die para-
doxe Erfahrung wachsen, daß sich
Evangelische und Katholiken im
tiefsten Grunde um so mehr achten
und verstehen, je bewußter sie
evangelisch bzw. katholisch sind.
Außerdem sollte man sich ehrlich
darum bemühen, die andere Form
zu glauben und zu leben, in ihrer
Wirklichkeit kennenzulernen
daß man erkennt, daß man in noch
etwas mehr als in der Heiligen
Taufe, dem Credo und dem Vater-
unser einig sein darf: nämlich in
dem Bewußtsein der Bindung an
den einen Herrn und in der Aner-
kennung der Botschaft vom Kreuz
als dem Heil der Welt."

Diese Haltung des „Miteinander"
prägte das politische Handeln von
Hellmut Lauffs. Für ihn waren das
„ins Gespräch kommen" und „im
Gespräch bleiben" nicht unverbind-
liche, abgegriffene Redensarten,
sondern eine charakteristische Le-
bensäußerung jeder christlichen
Existenz.

Ausfluß der christlichen Haltung
von Hellmut Lauffs war auch seine
Auffassung, daß es Aufgabe des
Christen als verantwortlichem Glied
der Gesellschaft ist, „nicht nur sich
Ziele zu setzen, die den Mitmen-
schen dienen, sondern zugleich in
gewissenhafter Prüfung und in
einer jeder Schwärmerei abholden
Nüchternheit diese Sachzusammen-
hänge zu untersuchen und zu er-
leuchten, ehe er seine Entschei-
dung trifft," und „wer in wahrhafter
christlicher Verantwortung steht,
wird davor bewahrt bleiben, die
eigenen Gedanken mit Gottes Auf-
trag zu identifizieren und die Ab-
sichten des Gegners zu verteufeln.
Aber bei aller echten Toleranz und
Versöhnungsbereitschaft bleibt die
Aufgabe, die Geister zu prüfen und
zu unterscheiden, ob ein sich auto-
nom verstehender menschlicher
Wille oder ein an Gottes Wort ge-
bundenes Gewissen am Werke ist."

Diese christlichen Grundsätze,
die das Leben und Handeln von
Hellmut Lauffs bestimmen, sind in
unserer Zeit wichtiger denn je. Da-
für, daß er uns beispielhaft Weg
und Richtung für unser eigenes
Handeln gewiesen hat, sind wir ihm
zu besonderem Dank verpflichtet.



Geistig-ethische Substanz der CDU muß deutlicher werden
Roman Herzog im Gespräch mit idea

Das folgende Gespräch mit dem Bun-
desvorsitzenden des EAK. Innenminister
Prof. 'Dr. Roman Herzog, befaßt sich mit
den Konsequenzen der Bundestagswahl
für die CDU und den EAK. Die Fragen
stellte Helmut Matthies vom Presse-
dienst der Evangelischen Allianz, Idea.

idea: Herr Minister Herzog, wie
erklären Sie sich, daß nur noch
knapp 33 % der Protestanten bei
der Bundestagswahl am 5. Oktober
die Unionsparteien gewählt haben?

Herzog: Die 4,8%, welche die
CDU gegenüber der Bundestags-
wahl von 1976 verloren hat, sind
nicht nur aus dem evangelischen,
sondern auch aus dem katholischen
Lager ausgeblieben, wobei die Aus-
gangslange für die CDU im evan-
gelischen Bereich besonders un-
günstig war. Bei dem deutlichen
antikatholischen Affekt, den es im
Protestantismus immer noch gibt,
hat die Konstellation Schmidt ge-
gen Strauß, norddeutscher Prote-
stant gegen süddeutschen Katho-
liken, eine beträchtliche Rolle ge-
spielt. Die Auswirkungen dieser
konfessionellen Gesichtspunkte
müssen aber noch sehr sorgfältig
untersucht werden, bevor man
Schlüsse zieht und Gegenmaßnah-
men konzipiert.

idea: Was will nun der Evange-
lische Arbeitskreis unternehmen,
um das Ansehen der CDU — beson-
ders auch im norddeutschen prote-
stantischen Bereich — zu verbes-
sern?

Herzog: Es besteht kein Zweifel,
daß die CDU die evangelischen Be-
reiche insgesamt wesentlich mehr
pflegen und betreuen muß und
nicht vereinzelt und am Rande, wie
das bisher geschehen ist. Auf der
anderen Seite hat sich am 5. Okto-
ber der Trend der Einebnung der
Hochburgen fortgesetzt. Da die
Hochburgen der CDU bisher immer
ganz überwiegend katholisch wa-
ren, müssen also erhebliche Ein-

brüche auch im katholischen Be-
völkerungsteil stattgefunden haben.

Diese Bundestagswahl hat auch
deutlich gemacht, daß konfessio-
nelle Gesichtspunkte und Vorurteile
eine ganz erstaunliche Zählebigkeit
haben, besonders im Bereich des
säkularisierten Protestantismus. Ich
glaube, daß dies besonders in
Norddeutschland eine wesentliche
Rolle gespielt hat. Der EAK muß
seine Arbeit in zwei Richtungen
erheblich intensivieren: Gegenüber
dem evangelischen Teil unserer Be-
völkerung müssen wir deutlicher
zum Ausdruck bringen, daß die
Positionen der CDU nicht einfach
machtpolitisch orientierte Gewohn-
heiten sind, sondern daß hinter
ihnen Grundsätze, ethische Prinzi-
pien stehen, die in der verkürzten
Diskussion der letzten Jahre zwar
immer vorhanden waren, aber nicht
ausgesprochen worden sind. So hat
der EAK zur Friedensproblematik
jetzt eine Schrift herausgegeben,
an der hochqualifizierte Theologen,
Kirchenleute und Generäle mitge-
arbeitet haben. Diese Schrift macht
deutlich, daß auch unsere Verteidi-
gung sich auf ethische Normen
stützt. Dies muß der EAK auch noch
bei anderen politischen Grundsatz-
fragen deutlich machen, so z. B.,
daß es auch ethische und christ-
liche Grundlagen unserer Markt-
wirtschaft gibt, daß sie nicht ein-
fach ein System ist, das auf dem
teuflischen Gewinnstreben einzel-
ner beruht.

Aber auch in die CDU hinein muß
der EAK seine Arbeit intensivieren.
Dazu gehört es auch, Positionen
der evangelischen Sozialethik —
soweit sie überhaupt noch besteht
- deutlich zu machen. Erst wenn
die CDU diese Positionen in ihre
Begründungen und öffentlichen
Äußerungen aufnimmt, wird sie
auch den bewußt evangelischen
Wähler ansprechen können. Der
EAK, in dem sich bewußt auf dem
Boden des christlichen Glaubens
stehende Personen sammeln, kann
dies mit größerem Selbstbewußt-
sein als früher tun, da es sich zeigt,
daß Religion wieder eine zuneh-

mende Bedeutung, besonders auch
bei jungen Menschen, gewinnt. Wir
werden als Evangelische innerhalb
unserer Partei auch immer wieder
deutlich machen, daß das evange-
lische Denken sowohl im dogma-
tischen wie insbesondere im ethi-
schen Bereich die Hälfte unserer
Denktradition in Deutschland aus-
macht.

idea: Halten Sie den Anteil der
evangelischen Politiker in der CDU
für ausgewogen? Die Spitzenposi-
tionen — bis auf den Bundespräsi-
denten — sind ja mit Katholiken
besetzt.

Herzog: Zur Zeit haben wir — das
ist richtig — eine katholische Partei-
führung. Aber wenn Sie sich die
Liste der früheren Parteivorsitzen-
den und Generalsekretäre ansehen,
stellen Sie fest, daß dies gegenwär-
tig eine eher zufällige Konstellation
ist. Die Evangelischen sind in den
Führungsgremien der Partei sehr
gut repräsentiert, so ist z. B. der
Bundesvorstand der CDU überwie-
gend evangelisch, drei der fünf
CDU-Ministerpräsidenten sind evan-
gelisch. In meinem eigenen Land,
Baden-Württemberg, wo wir genau
50 % evangelische und 50 % katho-
lische Bürger haben, sind sogar
sechs der zehn Kabinettsmitglieder
evangelisch. Ich will allerdings nicht
verschweigen, daß es Landesver-
bände mit konfessionellen Einsei-
tigkeiten gibt, z. B. das Saarland,
Rheinland und Westfalen.

Für wichtiger als solche „Kon-
fessionsproporzarithmetik" halte
ich es aber, daß in der CDU mehr
bewußte evangelische Christen sich
durch Leistung und Arbeit profilie-
ren und daß ihre geistig-ethische
Substanz in den Aussagen der Par-
tei sichtbarer wird. Ich betone ganz
deutlich, daß dies bisher nicht im
ausreichenden Maße geschieht.

idea: Zurück zur Auswertung der
Wahl: Welche Konsequenzen wird
nun die CDU ziehen, insbesondere
im Blick auf die konfessionelle
Konstellation?
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Herzog: Bei der 1976er Bundes-
tagswahl hatte die CDU ihr katholi-
sches Wählerpotential optimal aus-
geschöpft. Die dort verlorenen
Stimmen müssen zurückgewonnen
werden. Aber es steht fest, daß in
diesem Bereich Zugewinne kaum
mehr gemacht werden können.
Diese sind aber möglich im Bereich
des liberalen Protestantismus, ins-
besondere beim sogenannten neuen
Mittelstand. Es kommt also ent-
scheidend darauf an, im Protestan-
tismus Boden gut zu machen.

idea: Nun hat eine sogenannte
Reformgruppe gefordert, die CDU
solle liberaler werden. Sind Sie der
gleichen Meinung, und, wenn ja, wie
müßte diese Liberalität aussehen?

Herzog: Es besteht kein Zweifel,
daß eine Partei, die eine solche
Schlappe erlitten hat wie die CDU/
CSU am 5. Oktober, ihre gesamte
politische Programmatik überprü-
fen muß. Das gilt, obwohl die poli-
tische Entwicklung nach der Wahl
der CDU in wesentlichen Bereichen
recht gegeben hat und obwohl viele
Punkte der Programmatik und poli-
tische Positionen der CDU aus
Überzeugung kommend gut be-
gründet werden können.

Ich bin aber sicher, daß mit einer
bloßen Anpassung an die soge-
nannten liberalen Wähler wenig zu
erreichen ist. Einer Partei, die dazu
verurteilt ist, die 50 %-Grenze zu
überschreiten, hilft es nicht, libera-
ler zu werden, wenn ihr dafür der
konservative Flügel ausfranst. Für
die CDU wird es aber wesentlich
darauf ankommen, noch mehr als
bisher die Rolle der Opposition im
Bundestag ernst zu nehmen, offen
zu sein für die geistigen Bewegun-
gen und Entwicklungen in den ge-
sellschaftlichen Gruppen, insbeson-
dere auch der Kirchen und des
kirchlichen Umfelds. Sie muß dia-
logfähig sein und Antworten auf
die konkreten Fragen und Bedürf-
nisse der Menschen haben. Die
Liberalität der CDU kommt aus der
christlichen Quelle dieser Partei, in
der Pragmatismus nicht vorder-
gründiges Nutzdenken bedeutet,
sondern Ausfluß des Verantwor-
tungsbewußtseins für den Näch-
sten, in der im Zentrum der Partei
nicht Kollektive stehen, sondern der
einzelne Mensch mit seinen Schwä-
chen — aber auch mit der Fähig-
keit zur Selbstbestimmung, in der
Prinzipien nicht dogmatisch oder
ideologisch vertreten werden, son-

dern in der man bereit ist zu Ein-
sicht und Umkehr. Und ich halte es
für richtig, daß diese Grundeinstel-
lung der Partei deutlich sichtbar
wird in der Art der Argumentation,
im Stil und im Auftreten ihrer Re-
präsentanten.

idea: Wie ist es mit der Ostpoli-
tik, die ja in letzter Zeit eine Reihe
von Schwierigkeiten aufgeworfen
hat? Fühlt sich die CDU/CSU jetzt
in ihrer Position bestätigt, oder
wird sie ihren Kurs ändern?

Herzog: Richtig ist, daß die ge-
genwärtige Entwicklung in Ost-
europa der CDU recht gibt. Die Ent-
wicklungen, die sich dort abspielen,
sind aber natürlich auch für die
CDU Anlaß, die Fragen, die sich
stellen, erneut zu prüfen. Wir soll-
ten auf die Abgrenzungspolitik der
DDR mit gleichbleibender Ge-
sprächsbereitschaft gegenüber ge-
sprächsbereiten Regierungen im
Ostblock antworten.

idea: Sie sind auch Mitglied der
Synode der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD). Noch vor weni-
gen Jahren wurde der EKD massiv
vorgeworfen, sie sei teilweise links
unterwandert. Wie beurteilen Sie
die gegenwärtige Situation in der
evangelischen Kirche?

Herzog: Ich bin auch hier sehr
für ein differenziertes Bild. Unser
Verhältnis als Partei zu den Spitzen
der evangelischen Kirche, das heißt
zum Rat der EKD, war eigentlich
immer unverkrampft, auch wenn
nicht alle Mitglieder die CDU bzw.
CSU gewählt haben. Ich glaube
nicht, daß die Frage, ob eine Kirche
nach links oder nach rechts rückt —
was immer das bedeuten mag —,
von dem Kreuz abhängt, das die
Bischöfe am Wahlsonntag auf einen
Stimmzettel machen. Richtig ist
aber zweierlei: In den vergangenen
Jahrzehnten ist in der evangeli-
schen Kirche die theologische Fun-
dierung der kirchlichen Arbeit weit-
gehend zurückgetreten. Die Gegen-
bewegung durch das evangelikale
Element hat dann offensichtlich
wieder zu einer Konsolidierung ge-
führt. Ich zweifle daran, ob man
diese Entwicklung mit politischen
Standpunkten wie links oder rechts
beschreiben kann. Aber es ist rich-
tig, daß heute, etwa im Vergleich
zu vor 30 Jahren, mehr Pfarrer und
Kirchenälteste sich offen zu SPD
oder zu weiter links stehenden Ver-
einigungen und Ideologien beken-

nen. Die EKD-Synode hat sich da-
gegen stabilisiert: Die großen Aus-
einandersetzungen um Links oder
Rechts, um Terrorismus, § 218 und
dergleichen sind vergangen; die
Antworten auf diese Probleme wür-
den heute wahrscheinlich anders
ausfallen als seinerzeit.

idea: Was wird die Synode in Zu-
kunft vorrangig beschäftigen?

Herzog: Das Thema, das nach
meiner Einschätzung zu gewaltigen
Auseinandersetzungen im deut-
schen Protestantismus führen wird,
ist die Frage, ob die ethische
Gleichwertigkeit von Wehrdienst
und Wehrdienstverweigerung wie-
der aufrechterhalten wird oder ob
nicht deutlich oder vielleicht nur
hinter vorgehaltener Hand der
Wehrdienstverweigerer als der
eigentlich ethisch Höherstehende
aufgewertet wird.

idea: Wie ist denn Ihre Antwort?

Herzog: Ich wende mich dage-
gen, daß allein die Wehrdienstver-
weigerer als diejenigen dargestellt
werden, die nicht töten wollen. Das
wollen die anderen in Wirklichkeit
auch nicht. Man muß aber doch dar-
auf hinweisen, daß der, der nicht
verteidigen will, natürlich auch ver-
antwortlich wird für alles, was dann
in einem kommunistischen Europa
geschieht. Wer zum Wehrdienst be-
reit ist, ist unter Umständen mora-
lisch verantwortlich, wenn es zum
Krieg kommt. Wie er auch mitver-
antwortet, daß die Rüstung Geld
kostet und damit vielleicht an sehr
notwendigen anderen Maßnahmen
Abstriche gemacht werden. Ande-
rerseits muß der Wehrdienstver-
weigerer sich klar machen, daß er
Verantwortung trägt für jeden Dis-
sidenten, der in einem sibirischen
Lager verschwindet, für jeden An-
dersdenkenden, der in eine psy-
chiatrische Klinik der Sowjetunion
eingeliefert wird, und nicht zuletzt
für die gesamten zukünftigen Ge-
nerationen, denen man eine marxi-
stische, das heißt materialistische
Weltanschauung eintrichtert, die
ihnen jede Hoffnung für ihre Ge-
genwart und Zukunft nimmt. Ich
wende mich entschieden gegen die
vereinfachenden Bilder, so, als
wollten die einen schießen und die
anderen nicht.

idea: Wir danken für das Ge-
spräch.
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Naturwissensdlaft und Sinngebung
Wolfgang Weidlich

Während In der evangelischen Theo-
logie In der Nachfolge Karl Barths im-
mer noch die Neigung besteht, natur-
wissenschaftliche Erkenntnis gegenüber
theologischer Glaubensgewißheit ge-
ring zu achten und somit Naturwissen-
schaft und Technik aus dem Bereich
ethischer Dimensionen auszuklammern,
ergreifen Naturwissenschaft und Tech-
nik in immer stärkerem Maße unsere
gesamte Lebensgestaltung und werfen
zunehmend ethische Fragestellungen
auf. Die Haltung, Religion und Natur-
wissenschaft auf zwei miteinander un-
verbundenen Ebenen stehend anzu-
sehen, ist mitursächlich für die vielfach
feststellbare Technologiefeindlichkeit
evangelischer Pastoren, die durch einen
wachsenden Fortschritts- und Wachs-
tumsskeptizismus eine vordergründige
Scheinratlonalität für sich beanspruchen
kann.

Professor Wolfgang Weidlich vom
Lehrstuhl für Theoretische Physik an
der Technischen Universität Stuttgart
weist Im folgenden Beitrag nach, daß
Naturwissenschaft ethische Fragestel-
lungen nicht nur In besonders aktueller
Welse aufwirft, sondern daß sie selbst
teilhat an der Suche nach Sinn und ge-
eignet ist, zusammen mit Religion Ant-
worten auf Sinnfragen aufzuzeigen.

Die aktuelle Diskussion in den
Medien, aber auch in der Politik
und in den Kirchen, ist gekennzeich-
net durch eine weitgehende Wohl-
stands- und Technologiekritik.
Diese Diskussion findet statt in
einer Phase vordergründiger Satu-
riertheit und hintergründiger Pro-
blematik, was in der jungen Gene-
ration besonders deutlich sichtbar
wird. Sie findet eine Situation vor,
bei hohen Leistungsanforderungen,
die schon allein zur Erhaltung des
erreichten Niveaus nötig sind, den-
noch für ihre Sinnfindung auf un-
mittelbar sichtbare große Ziele und
Fortschritte in der Gesellschaft ver-
zichten zu müssen, da ein relatives
Optimum bereits erreicht ist. Es
kommt hinzu, daß demokratische
Gesellschaftsordnung, technische
Zivilisation und Wohlstand, alles
wertvolle Errungenschaften der
Nachkriegszeit, leider eines ge-
meinsam haben: Das gut Funktio-
nierende wird umso gleichgültiger
hingenommen und umso selbstver-

ständlicher vorausgesetzt, je mehr
sich hinter der Perfektion des Funk-
tionierens die dazu notwendige gei-
stige Anstrengung und Leistung
verbirgt. In dieser Situation stellt
sich insbesondere bei der jungen
Generation ein diffuses Unbehagen
an dem zwar warmen, aber als
seicht empfundenen Kulturklima
unserer Wohlstandsgesellschaft ein.
Dieses Kulturklima kann naturwis-
senschaftlich als ein metastabiler
Zustand charakterisiert werden, in
welchem plötzlich und fast unbe-
rechenbar Kristallisationskeime für
brisante Politisierung und Emotio-
nalisierung auftauchen und wieder
vergehen. An diesen Punkten kon-
zentrieren sich dann nichtabgesät-
tigte freie Valenzen an Gefühl, aber
auch an Aggressionen bei der
schwierig gewordenen Suche nach
Lebenssinn. Beispiele dafür sind
Teilaspekte der Studentenbewe-
gung der letzten Jahre, Subkultu-
ren, Jugendreligionen, aber auch
manche Formen der Kernenergie-
debatte. Eine der schwierigsten
Aufgaben der Zukunft wird es sein,
solche Ersatzbefriedigungs-Syndro-
me durch echte Sinnangebote zu
ersetzen.

Diesen Prozeß einer allgemeinen
Kultur- und Zivilisationskritik hat
die Bereitstellung immer neuer Mit-
tel durch die Technik in entschei-
dender Weise qualitativ verändert
und beschleunigt: Einerseits ist die
Verwendung technischer Hilfsmittel
nicht mehr rückgängig zu machen,
also irreversibel geworden, wenn
die Menschheit überleben soll; an-
dererseits ist ihre Selbstvernich-
tung in den Bereich technischer
Möglichkeit gerückt. Für die Welt
des Menschen gilt also die Ambiva-
lenz: „Technik ist notwendig zur
Welterhaltung; Weltzerstörung ist
möglich durch Technik".

Damit das erste und nicht das
letzte geschehe, sind offenbar
neue, den technischen Prozeß be-
gleitende ethische Kategorien nötig.
Wegen der zunehmenden Vernet-
zung, das heißt gegenseitigen Ab-
hängigkeit aller Prozesse der
Menschheitsdynamik, wird der

Schwerpunkt dieser neuen Ethik
nicht im Individualbereich liegen,
sondern in neuem Bewußtsein für
überindividuelle Vorgänge.

Wir fragen: Hat Naturwissen-
schaft und Technik diesen Zustand
nur herbeigeführt, oder kann die-
ses Denken auch einen Beitrag zur
Auffindung solcher ethischer Nor-
men leisten?

Ich meine, das letztere ist der
Fall, weil ganz einfach zur Bewälti-
gung technischer Probleme das
technische Denken in ethische Nor-
men miteinfließen muß, damit diese
Normen Grundlage anwendungs-
fähiger Handlungsethik werden
können und nicht abstrakte und
wirklichkeitsferne Gesinnungsethik
bleiben.

Im Grunde läßt sich die gesell-
schaftsbezogene moralische Pflicht
des Menschen im jetzt erreichten
Kulturstadium aus einem einzigen
Prinzip herleiten: Der komplexe
Entwicklungsgrad des Ganzen mit
seinen weitreichenden Kausalab-
hängigkeiten erfordert von jedem
eine wohlerwogene innere Haltung,
da andernfalls unsteuerbare, selbst-
beschleunigende politisch-dynami-
sche Prozesse weniger als früher
begrenzbar sind und zu Katastro-
phen führen können. Diese Haltung
sollte bestimmt sein durch Ausge-
wogenheit und Vernunftbestimmt-
heit bei der Betrachtung und Ge-
staltung der Wirklichkeit und durch
Mitgefühl, Gerechtigkeitssinn und
Verständnis für die Probleme aller
Menschen. Das heißt auch, es gibt
eine Pflicht zur geistigen und emo-
tionalen Selbstdisziplin bezüglich
gesellschaftlicher Prozesse.

So trivial dieses Prinzip erscheint,
so wenig ist es selbstverständlich.
Es wird bei uns gegenwärtig auf
zwei einander bedingende Weisen
verletzt: Einerseits durch die ego-
zentrische Haltung einer Wohl-
standsträgheit ohne die geringste
Flexibilität beim evtl. notwendigen
Verzicht auf bequeme Gewohnhei-
ten, andererseits durch emotions-
geladene und aggressive einseitige
Hervorhebung von Partikularaspek-
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ten, deren Lautstärke oft im umge-
kehrten Verhältnis zur Stringenz
der Argumentation besteht.

Wie schwierig die Verwirklichung
des einfachen Prinzips im konkre-
ten Fall sein kann, verdeutlicht die
Problemlage, die sich aus den
moralischen Verantwortungen und
Versuchungen der Experten ergibt:

Die Verantwortung des Experten
bezieht sich nicht mehr nur auf die
unmittelbare Zuverlässigkeit des
technischen Produkts. Darüber hin-
aus muß er mitentscheiden, daß
einerseits nicht alles Machbare her-
gestellt wird, wenn die negativen
Folgen überwiegen, und daß ande-
rerseits das Machbare durchgesetzt
wird, wenn sich dessen Notwendig-
keit herausstellt. Bei der Darstel-
lung der Probleme in der Öffent-
lichkeit hat er die Pflicht, klar zwi-
schen objektiven Sachverhalten und
persönlicher Wertung zu trennen,
um dem Laien Vertrauen in seine
Aussagen zu ermöglichen.

Fragen wir nun, ob sich aus den
bisherigen Überlegungen ein allge-
meiner Rat zur Form der Ethik in
einer komplexen Gesellschaft ent-
nehmen läßt, obwohl doch die per-
sönlichen Umfelder und Situationen
sehr verschiedenartig sind!

Mir scheint, daß dieser Ratschlag
in einer Förderung der Innenbe-
stimmtheit des Menschen und
einem Abbau der Außenbestimmt-
heit bestehen könnte.

Unter einem innenbestimmten
Menschen verstehe ich dabei einen,
der grundsätzlich selbst nachdenkt,
der auswahlfähig gegenüber Kon-
sumangeboten ist, immun gegen
Schlagworte und horizontveren-
gende Angebote von Ideologien,
von wohlwollend kritischer Distanz
gegenüber den Medien; zeitüber-
dauernder Erkenntnis zugeneigt,
aus der daraus folgenden Gelas-
senheit gegenüber den Fluktuatio-
nen des Zeitgeistes jedoch zu
wohlüberlegtem Engagement im
politisch-gesellschaftlichen Raum
aus Verantwortung gegenüber dem
Ganzen bereit.

Unter einem außenbestimmten
Menschen verstehe ich einen, des-
sen Denken und Tun stark abhängt
von den äußeren Vorgaben des
Zeitgeistes, der aus Ich-Schwäche
heraus ein überengagierter, emo-
tionalisierbarer Mitläufer jeweiliger
Bewegungen wird, der geistigen
und materiellen Konsumangeboten

ohne Auswahlfähigkeit erliegt.
Seine Manipulierbarkeit und innere
Unsicherheit führt dazu, daß er
ganz unabhängig von deren Ziel-
setzung die jeweiligen Turbulenzen
und kollektiven Fluktuationen in
der Gesellschaft verstärkt.

Natürlich ist die eben gegebene
Typenbeschreibung der Klarheit
halber etwas zugespitzt, während
jeder reale Mensch teils innen-
teils außenbestimmt ist.

Eine Verlagerung zugunsten der
Innenbestimmung führte jedenfalls
zu einer stetigeren, rasanten Kol-
lektiveffekten weniger ausgeliefer-
ten und dafür durch vernünftige
Argumentation eher beeinflußbaren
Globalentwicklung der Gesellschaft!

Im heutigen Zustand unserer Ge-
sellschaft ist dies nicht primär ein
materielles, sondern ein seelisch-
geistiges Problem. Daher führt uns
am Ende die Frage nach einer an-
gemessenen Ethik dieses Zeitalters
zur Frage nach der Tiefe der Kultur,
wo die tragenden Wert- und Sinn-
strukturen angesiedelt sind.

Jenseits der Ebene scharfsinni-
ger Gesellschaftsanalysen und tech-
nologisch-zivilisatorischer Entwick-
lungen macht der Mensch Grund-
erfahrungen über Werte und Le-
benssinn, welche die Tiefenstruktur
der Kultur bestimmen. Trägt natur-
wissenschaftliches Denken zur Er-
haltung dieser Tiefenschicht bei
oder wirkt sie vermöge der Wert-
neutralität ihrer Aussagen gar zer-
störerisch darauf ein? Wir werden
dieser beunruhigenden Fragestel-
lung nachgehen müssen.

Das Eingangstor zur Tiefenschicht
einer jeden Kultur ist die Sinnfrage!
Diese Frage nach Sinn ist in ihrem
Grunde eine religiöse Frage, denn
sie überschreitet jede endliche Er-
füllbarkeit und zielt auf einen unab-
grenzbaren, unausschöpfbaren Hin-
tergrund - auf Gott -, dem jede
Kultur auf neue Weise begegnet.
Das ist auch der Grund, warum Ge-
sellschaftstheorien, die einen be-
stimmten ökonomischen und gesell-
schaftspolitischen Zustand als End-
ziel preisen, an der Sinnfrage schei-
tern. Wird nämlich dieser Endzu-
stand tatsächlich erreicht, so ent-
hüllt sich seine Vorläufigkeit durch
die einfache, darüberhinauswei-
sende Frage: und was ist nun
der Sinn des Erreichten?" Wir fra-
gen nun, ob und in welcher Weise
die Naturwissenschaft an der Er-
schließung der Tiefenstrukturen und

auch am Sinnproblem wenigstens
partizipieren kann. Man könnte
sich die Antwort leicht machen und
sagen: Diese Teilhabe findet statt,
indem Wissenschaft mit den Mitteln
der Vernunft danach forscht „was
die Welt im Innersten zusammen-
hält". Nachdenklicher werdend
könnte man jedoch zu dem Schluß
kommen: Ebenso wie die Möglich-
keiten der Technik zwischen Welt-
erhaltung und Weltzerstörung lie-
gen, besteht vielleicht die Fähigkeit
naturwissenschaftlicher Erkenntnis
sowohl in Entdeckung wie in Zer-
störung des Geheimnisses der
Welt. Liegt nicht im Ernüchterungs-
prozeß rationaler Erkenntnis ein
Verlust an Kultursubstanz, da doch
Kultur auf ein Weltgefühl jenseits
trivialer Erklärbarkeit angewiesen
ist?

Wäre Naturwissenschaft ein im
Prinzip vollständiges und abschließ-
bares System, wie scientistische
Erkenntnistheorien meinen, so be-
stünde diese Befürchtung zu Recht!
Triviale abschließende Erklärbar-
keit aller Dinge und Vorgänge wäre
dann der Endzustand von Wissen-
schaft und Gesellschaft, das dar-
überhinausweisende Sinnproblem
hätte sich als sinnlos erwiesen.

Die Struktur der Wissenschaft ist
jedoch in Wirklichkeit anders, und
ihre Ratio steht nicht im Wider-
spruch zu der Frage nach Sinn und
Transzendenz! Der Grund liegt
darin, daß Wissenschaft ein offe-
nes, prinzipiell nie vollendbares
System ist, dessen Ergebnisse stets
über sich hinausweisen. Gerade
deshalb aber partizipiert Wissen-
schaft am ewigen, unauslotbaren
Geheimnis der Welt und an der
ebenfalls nichtabschließbaren Sinn-
frage!

Wir wollen nun die Naturgesetz-
lichkeit hinsichtlich ihrer Tiefe und
ihrer Offenheit noch etwas näher
betrachten:

Die Tiefe der Naturgesetze be-
ruht darin, daß sie die Hintergrund-
struktur für jedes Einzelereignis
bilden. Dabei bildet das je Verwirk-
lichte nur einen kleinen Teil des im
Naturgesetz angelegten Raumes an
Möglichkeiten.

Zwar folgen Zeitabläufe aus
Naturgesetzen; die Gesetze selbst
stehen aber außerhalb der Zeit.
Insbesondere ist das Gelten und
die Verifizierbarkeit von Naturge-
setzen unabhängig von der Gesell-
schaftsordnung. Zwar sind diese
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vielfältig zum Guten oder Bösen
technisch anwendbar, aber niemals
als solche manipulierbar, denn sie
wurden ja gefunden, nicht erfun-
den.

Daß diese gefundenen Gesetze
trotz ihrer ungeheueren Anwen-
dungsvielfalt von einer einfachen,
zugleich konkreten wie abstrakten
Schönheit sind, erfüllt den Natur-
wissenschaftler mit tiefer ästheti-
scher Befriedigung und läßt ihn
hoffen, daß hierin ein Abglanz der
Schönheit der Schöpfung vorliegt.

Andererseits besteht eine mehr-
fache Offenheit der Naturgesetz-
lichkeit, von der ich einige Aspekte
nenne:

Jedes Naturgesetz ist offen be-
züglich seiner Herleitungsbedürftig-
keit aus tieferen Gesetzen.

Naturgesetze sind offen bezüg-
lich der unendlichen Mannigfaltig-
keit ihrer möglichen Realisationen.
(Man denke etwa an die keines-
wegs abgeschlossene Evolution
einschließlich des offenen Systems
der menschlichen Gesellschaft
selbst.)

Schließlich ist der Bereich des
durch Denken überhaupt Erkenn-
baren unbestimmbar. Wie die Ent-
wicklung der Wissenschaft selbst
zeigt, kann dieser Bereich nicht
a priori durch philosophische Po-
stulate festgelegt werden.

Die Offenheit der Naturgesetze
ist allerdings nicht zu verwechseln
mit einer Relativität ihrer Geltung,
denn für das Fortschreiten natur-
wissenschaftlicher Erkenntnis gilt
das Inklusivprinzip, welches be-
sagt: „Das tiefere und umfassen-
dere Naturgesetz muß die Aus-
sagen eines spezielleren Naturge-
setzes überall dort mitenthalten,
wo letzteres sich an der Erfahrung
bereits bewährt hat". (Berühmte
Beispiele sind die Relativitätstheo-
rie und die Quantentheorie. Beide

enthalten die vorangehenden Er-
kenntnisse der klassischen Physik
als Grenzfälle, welche für einen
beschränkten Wirklichkeitsbereich
ihre Geltung behalten.)

Hier scheint mir nun ein Unter-
schied zwischen Naturwissenschaft
und den Humanwissenschaften
vorzuliegen, der auch die Komple-
mentarität ihres Beitrages zur Ge-
samtkultur bedingt: In den Human-
wissenschaften ist der Mensch zu-
gleich Subjekt und Objekt der
Untersuchung. Im Deutungsprozeß
dieser Wissenschaften vermögen
sich Wertungen, Haltungen und Be-
trachtungsweisen auf je verschie-
dene Weise zu einer Gesamtdeu-
tung zusammenzuschließen und
einzuspielen, die dann den Zeit-
geist der Epoche ausmachen. In der
Folge der Epochen lösen sich sol-
che Gesamtdeutungen ab und rela-
tivieren sich dadurch wenigstens
partiell. Daher hat für diesen histo-
rischen Prozeß das Inklusionsprin-
zip nicht dieselbe Bedeutung wie in
der Naturwissenschaft. Zwar sind
im Sinne dieses Prinzips alle Zu-
stände, welche in der Geschichte
durchlaufen werden, Partialaspekte
menschlicher Möglichkeiten über-
haupt. Für den Zeitgenossen aber
hat die Deutung und das Durch-
leben seiner Epoche immer zu-
gleich den Charakter persönlichen
Schicksals, aus dem sich Einsicht
im Sinne existentieller Wahrheit
ergibt.

Zwischen der wertenden, sinnbe-
zogenen existentiellen Wahrheit der
Deutungen von Mensch und Ge-
sellschaft in den Humanwissen-
schaften und der objektivierenden,
neutralen Wahrheit der Naturwis-
senschaft besteht offenbar ein
Strukturunterschied, der weiterer
philosophischer Überlegungen be-
darf. Sicher ist jedoch, daß beide
Formen der Wahrheit aufeinander
angewiesen sind: Denn Wertung
ohne Bezug auf objektive Wahrheit

verliert sich in wirklichkeitsferner
Ideologie, und objektive Erkenntnis
ohne Einbettung in Sinnzusammen-
hänge wird belanglos und frustrie-
rend.

Kommen wir zum Schluß nochmals
auf den einzigartigen Betrachtungs-
standort und die besondere Art der
Nachdenklichkeit zurück, zu wel-
cher der Umgang mit dem objekti-
ven umfassenden System der Natur-
gesetzlichkeit verhilft: Da sinnt man
z. B. darüber nach, daß es einiger
Milliarden Jahre bedurfte, bis es in
einer ruhigen Ecke des Weltalls,
auf dem Planeten eines mittelmäßi-
gen Sternes, der Sonne nämlich, im
Laufe der Evolution zu jener kom-
plexen Wirkungskette von Naturge-
setzen kam, die etwa im Gehirn von
Albert Einstein die allgemeine Rela-
tivitätstheorie entstehen ließ, mit
der ein begriffliches Verständnis
eben dieses Weltalls begann.

Eine solche Betrachtungsweise
„sub specie aeternitatis" verschafft
der Seele jene Gelassenheit, mit
der sich widrige Umstände besser
überwinden lassen. Sie ist eine
Variante jenes philosophischen
oder theologischen Nachdenkens
über letzte Dinge, aus welchem
tiefe innere Ruhe folgt. Die Einsicht,
daß es neben dem wandelbaren,
relativierbaren Bereich der binnen-
gesellschaftlichen Wechselwirkung,
deren Subjekt und Objekt wir alle
sind, einen unwandelbaren Bereich
von Naturgesetzen kühler Schön-
heit gibt, fördert also die Haltung
innenbestimmter Seelenstabilität,
von der wir zugleich hofften, daß
sie die Dynamik gesellschaftlicher
Prozesse günstig beeinflussen
könnte.

Darüber hinaus darf es wohl als
sicher gelten, daß Naturwissen-
schaft als Methode des Einblicks in
jene „zentrale Ordnung", deren
Gesetze die Weltabläufe bestim-
men, an der Tiefe einer jeden zu-
künftigen Kultur teilhaben wird.
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